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Gesetzblatt
der
Freien Hansestadt Bremen

2013 Verkiindet am 18. Dezember 2013 Nr. 106

Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
fur das Haushaltsjahr 2014

Vom 17. Dezember 2013

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Stadtblrgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

§1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2014 wird in Einnahme und Ausgabe
auf 2 849 006 680 Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf 307 050 000
Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Gesetz als Anlage beigefigt.

(2) Das im Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2014 fir den Personalhaushalt
ausgewiesene Stellenvolumen wird auf 6 963 festgesetzt. Der Stellenindex betragt
1,29. Daneben werden flr

den Personalhaushalt 520,

die Betriebe nach § 26 der

Landeshaushaltsordnung 2 315,
die Anstalten des offentlichen Rechts 812,
die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts 86

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fur den
Personalhaushalt 23 Stellenvolumen als temporare Personalmittel im Haushaltsjahr
2014 ausgewiesen.
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§2
Produktgruppenhaushalt

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften des Haushaltsgrundsatze-
gesetzes und der Landeshaushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne von
§ 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbezogener Haushalt fir das Land und
die Stadtgemeinde Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet den auf-
gabenbezogenen Budgets verbindliche Finanz-, Personal- und Leistungsziele in Art
und Umfang zu (Produktgruppenhaushalt).

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in Produktplane, Produktbereiche
und Produktgruppen.

(3) Fur den Vollzug des Produktgruppenhaushalts gelten die Ermachtigungen
dieses Gesetzes ausschliellich fur die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt der
Stadtgemeinde.

83
Verantwortlichkeiten

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung einschlief3lich der Verantwor-
tung im Sinne von § 9 der Landeshaushaltsordnung fiir die Erledigung der Aufgaben
der bremischen Verwaltung werden zusammengefihrt. Fir die Verantwortungs-
ebenen Produktplan, Produktbereich und Produktgruppe sind die verantwortlichen
Personen der Senatorin fir Finanzen zu benennen.

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstellung und Versetzung von Beamten
und Richtern in den Dienst der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach
§ 48 der Landeshaushaltsordnung wird von der Senatorin fur Finanzen auf die fur
einen Produktplan verantwortliche Person Ubertragen.

(3) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, weitere Verfahrensregelungen zu
treffen.

§4
Deckungsfahigkeiten

(1) Die Regelungen zur Deckungsfahigkeit der Mittel in 8 20 Absatz 1 der Landes-
haushaltsordnung werden fir das Haushaltsjahr 2014 aufgehoben.

(2) Auf der Grundlage von § 20 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1. die nicht tGbertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

2. die sonstigen nicht tbertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme
der Gruppe 441,
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3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 988,

4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und die investiven Ausgaben der
Gruppe 988.

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 2 sind
diejenigen Ausgaben, fur die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist.

(4) Die Inanspruchnahme der Deckungsfahigkeit fir BaumalRinahmen der Haupt-
gruppe 7 gilt nur fir nach § 36 in Verbindung mit 8 54 der Landeshaushaltsordnung
freigegebene MalRnahmen, bei denen der Kostenrahmen nicht Gberschritten wird.
Gleiches gilt sinngemal fir Zuschisse zu Baumalinahmen, die tber die Haupt-
gruppe 8 oder die Gruppe 988 abgewickelt werden.

§5
Investitionsausgaben

Im Sinne von Artikel 131a der Landesverfassung dirfen die bei den Hauptgruppen
7 und 8 sowie bei der Gruppe 988 investiv veranschlagten Ausgaben grundsétzlich
nur far investive Zwecke im Sinne von 8§ 13 Absatz 3 Nummer 2 Satz 2 der Landes-
haushaltsordnung verausgabt werden. Etwaige Ausnahmen bedirfen des Einver-
nehmens mit der Senatorin fir Finanzen.

§6

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Personen, die fur eine Produktgruppe verantwortlich sind, werden erméach-
tigt,

1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppe 988 zulasten von Ausgaben der Haupt-
gruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 nachzu-
bewilligen,

2. alle Ubrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Hohe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind
Nachbewilligungen

a) zugunsten nicht tbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

b) zulasten der Gruppe 441,

€) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988,
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3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmafigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fur den
offentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanz-
volumen der Mal3nahme 100 000 Euro im Jahr nicht tberschreitet. In allen
anderen Fallen ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und
Hebung von Planstellen und Stellen erméchtigten Haushalts- und Finanzaus-
schusses erforderlich. Die Ermachtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein, Plan-
stellen und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauer-
haft eingespart werden,

4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fur Tarifbeschéftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Ermé&chtigung gilt sinngemal fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts verantwort-
lich sind, soweit diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt
gefuhrt werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Auf-
sichtsgremiums bleibt hiervon unbenommen.

(2) Die Personen, die fur einen Produktbereich verantwortlich sind, werden
ermachtigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Hohe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbe-
willigungen

1. zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988.

(3) Die Personen, die fur einen Produktplan verantwortlich sind, werden ermach-
tigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktplans bis zur Hohe von 100 000 Euro
im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988.

(4) Soweit im Rahmen der Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2,
Absatz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die tber die Ermachtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.
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(5) Die Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppentbergreifende sowie produkt-
bereichsubergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen mussen.

(6) Fur produktgruppenubergreifende sowie produktbereichsiubergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absétze 2 und 3. Dies schliel3t die Erméachtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden erméchtigt,
Sperren nach § 22 der Landeshaushaltsordnung gemaf § 36 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumalRnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht tberschreiten.

(8) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden ermachtigt,
veranschlagte Verpflichtungserméachtigungen fir in sich abgeschlossene Maf3nah-
men mit einem Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die
Abfinanzierung im Rahmen des nachstjahrigen Haushalts oder in der geltenden
Finanzplanung gesichert ist.

(9) Die Ermachtigungen nach den Absatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur,
soweit die Leistungsziele nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der
Absatze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die nach den Abséatzen 1 bis 9
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

8§87
Planungssicherheit

(1) Aus Grunden der Planungssicherheit stehen fur den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppe 988) und fir den Bereich der inves-
tiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppe 988) fur den Gesamthaushalt
jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfiigung. Der Senat wird ermachtigt, in
diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der Grundlage von Ver-
pflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte des Senats nach
8 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die Bewirtschaftungsmafinahmen
nach 8§ 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.
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(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 in Anspruch nimmt, ist
der Haushalts- und Finanzausschuss uber die sich daraus ergebenden Anpassungen
der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und Leistungsziele zu unter-
richten. Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, das ndhere Verfahren zu regeln.

§8
Ubertragbarkeiten

Nach § 19 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe 441,
der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 flr tGber-
tragbar erklart. Die Ubertragbarkeit gilt nicht, sofern sie durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen ist. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum Aus-
gleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden
mussen.

§9
Rucklagenbildung

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht verbrauchten nicht Ubertragbaren
Personalausgaben sowie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Produktgruppe,
die nicht zum Ausgleich etwaiger Mindereinnahmen bzw. unabweisbarer Mehraus-
gaben innerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dirfen einer Ricklage
innerhalb eines Produktplanes zugefiihrt werden. Die Feststellung der Hohe der
infrage kommenden Rucklagenzufuhrung bedarf nach Abstimmung mit der Senatorin
fur Finanzen der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, Gber die in Absatz 1 ent-
haltenen Regelungen hinaus weitergehenden Ricklagenbildungen zuzustimmen.

(3) Soweit fur einzelne Produktplane Ricklagen gebildet worden sind, durfen
diese entsprechend den Regelungen des § 6 Absatz 3 fur Zwecke des jeweiligen
Produktplanes genutzt werden. Die Verwendung dieser Mittel fiir die Einstellung
unbefristeten Personals ist nicht zulassig.

§10

Rucklage fir Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbezligen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter
Beschaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch die Senatorin fir Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den
Gruppen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschaftigung nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai
1998 (gultig bis 31. Dezember 2009), nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteil-
zeitregelungen fur éltere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus
dem Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Ruckstellungen der Anstalt zur Bildung
einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufihren.
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(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschaftigung abzufihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbeziige einschliel3lich der ggf. zustehenden anteiligen Sonderzahlung
und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschéaftigten 14,29 vom Hundert
des Arbeitnehmer/innenbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grundséatzlich auch
bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abordnung im
Interesse des aufnehmenden Dienstherrrn erfolgt. Eine entsprechende Verbuchung
der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist sicher-
zustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen der Stadtgemeinde fur
die bei ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei
Beamten und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige ein-
schlie3lich der ggf. zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhelohnanwart-
schaftsberechtigten Tarifbeschaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeitnehmer/innen-
bruttos. Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschaftigten vom Haushalt
getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und landeribergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbezlg-
lichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende Mehrein-
nahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt flir Versorgungs-
vorsorge abgefuhrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wéhrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Riickstellung zum anteili-
gen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt flr Versorgungsvorsorge
zuzufuhren. Dies gilt fur alle Altersteilzeitfalle nach § 63 des Bremischen Beamten-
gesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fur &altere
Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeitgesetzes,
denen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Ausgleich der
Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei der Anstalt
zur Bildung einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen
im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein aufl3erhaushaltsmafiges
Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase gebucht werden,
zuruckgefuhrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, das nahere Verfahren zu regein.
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§11

Unterjahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermdgen nach 8§ 26 der Landeshaushaltsordnung

(1) Ziel des unterjahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei Abwei-
chungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaflinahmen einzuleiten und Vorschlage zur
Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den
Ebenen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktplane sowie fir die
Betriebe, sonstigen Sondervermogen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger
periodisch Berichte vorzulegen. Fir den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Abséatzen 1 und 2 unberthrt. Der Haushalts-
und Finanzausschuss wird ermachtigt, zum Vollzug der Wirtschaftsplane der
Betriebe und sonstigen Sondervermogen nach 8§ 26 der Landeshaushaltsordnung
das nahere Verfahren zu regein.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die zur Realisierung eines alle
Einrichtungen der Stadtgemeinde umfassenden Personalmanagements
und -controllings erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Personal-
verwaltung und Management) zu verarbeiten. Dies schliel3t die der Budgetierung
zugrunde liegenden Daten, Daten Uber krankheitsbedingte Fehlzeiten, zum
Arbeitsschutz und nach dem Landesgleichstellungsgesetz sowie zur Abwicklung der
Altersteilzeitregelung gemal § 10 Absatz 5 ein. Hierzu gehdrt auch die Unterstiitzung
des dezentralen Personalcontrollings und der dezentralen Personal- und Stellen-
verwaltung einschlief3lich Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genannten Ein-
richtungen der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten im
Rahmen des Datenbanksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfiigung
stehen, sind verpflichtet, der Senatorin fir Finanzen diese periodisch und auto-
matisiert zur Verfiigung zu stellen. Die Senatorin flr Finanzen wird erméchtigt, die
hierzu erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
bis 3 unberihrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, zur Berechnung von Pensionsrick-
stellungen und ahnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die daftr
notwendigen Daten aus den Verfahren PuMa / KIDICAP unter Berlcksichtigung
datenschutzrechtlicher Vorschriften zu verarbeiten. Dies schliel3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an fur die Durchfihrung der Berechnung der Pensionsriick-
stellungen beauftragte Dritte ein.
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§12

Sonstige Erméachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, wesentliche Anderun-
gen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschliel3en.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird dartber hinaus erméchtigt,

1.

Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmadglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschliel3en,

anstelle veranschlagter Verpflichtungserméchtigungen andere (Uber- oder
aulRerplanmalfige) Verpflichtungserméachtigungen zu erteilen,

Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fallen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

die erforderlichen Stellenplan&dnderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,

b) etwaigen Anderungen des Bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Bedarf ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschliel3t,

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr benétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Griindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsmafRigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

Ausgabebeschrénkungen unter Berucksichtigung der Regelungen nach 8 7
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann
insbesondere das den Ressorts zur Verfigung stehende Haushaltsvolumen
begrenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,

fur die Zustimmungsbedaurftigkeit des Betriebsausschusses und der Burger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemaf 8 18 Absatz 3 Satz
2 Bremisches Gesetz fir Eigenbetriebe und sonstige Sondervermdgen des
Landes und der Stadtgemeinden (BremSVG), fur die Veranschlagung von
Anschaffungskosten gemal § 20 Absatz 1 Satz 3 BremSVG, fur die Inan-
spruchnahme von Verpflichtungsermachtigungen gemaf 8 20 Absatz 2 Satz 3
BremSVG und fir die Zustimmungsbeddrftigkeit der Blirgerschaft gemaf § 20
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Absatz 6 Satz 1 BremSVG Beitraggrenzen festzusetzen. Eine Uberschreitung
der Betragsgrenzen bedarf jeweils der Zustimmung des Haushalts- und
Finanzausschusses,

9. Uber die Verwendung von Minderausgaben in H6he von mehr als 1 000 000
Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer Unterschrei-
tung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen Sonderver-
maogens ergeben, zu entscheiden,

10. im Haushaltsplan veranschlagte Zuweisungen an bremische Sondervermdgen
als zur Selbstbewirtschaftung bestimmt im Sinne von 8§ 15 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung, d.h. zur Férderung einer sparsamen Bewirtschaf-
tung, auszuweisen, sofern es zur Einhaltung der in der Finanzplanung vorge-
gebenen Ziele zweckméafiig oder notwendig ist und hierdurch eine sparsame
Mittelverwendung gefordert wird, ohne dass dadurch eine dauerhafte
Verschiebung von Mitteln zwischen Projekten ermdglicht wird. Nahere Ver-
fahrensregelungen trifft der Haushalts- und Finanzausschuss.

(3) Die aufgrund der Erméchtigungen in 8§ 12 des Haushaltsgesetzes der Freien
Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) fir das Haushaltsjahr 2013 durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss beschlossenen Stellenplananderungen und die fir das
Haushaltsjahr 2013 ohne Befristung bewilligten Stellen gelten auch fir das Haus-
haltsjahr 2014.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, die Deckungsfahig-
keiten nach § 4, die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Befugnis zur
Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungserméchtigungen nach § 6,
die Ubertragbarkeiten nach § 8 sowie die Méglichkeit zur Riicklagenbildung nach § 9
gegebenenfalls im Einzelfall zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der
Personalhaushalte fur Produktplane gegebenenfalls

1. einen Befdrderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Rucknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschlie3en. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplane in Teilen oder in
Géanze zu Personaliberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhéhende und
mobilitatsfordernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschdpfen sind.

§13

Kreditermachtigungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur Hohe von 630 002 070 Euro
aufzunehmen,
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2. Kredite zur Deckung von Darlehensprolongationen bestehender Schulden der
bremischen Sondervermdgen der Stadtgemeinde aufzunehmen, soweit im
jeweiligen Wirtschaftsplan hierfiir keine planméaRige Tilgung vorgesehen ist,

3. Kredite zur Tilgung von Schulden oder Besicherung von Derivaten, fir die
Ausgaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorgesehen sind, aufzunehmen,

4. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermachtigung des
nachsten Haushaltsjahres Kredite bis zur Hohe von 6 vom Hundertdesin 8§ 1
Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Ausgabe aufzunehmen;
die danach aufgenommenen Kredite sind auf die Kreditermachtigungen des
nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(2) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu
8 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Aus-
gabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhoht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1. Zur Umsetzung des zentralen Cash-
managements wird die Senatorin fur Finanzen nach Zustimmung durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss fir den jeweiligen Einzelfall erméachtigt, Sonderver-
maogen, Eigenbetrieben, Stiftungen, Anstalten des offentlichen Rechts sowie Eigen-
gesellschaften, die zuvor Teile der Gebietskdrperschaft der Freien Hansestadt
Bremen (Stadtgemeinde) waren oder deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushalts-
jahr 2014 verzinsliche Liquiditatshilfen unter Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte
Hb6he zu gewéhren. Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, Rege-
lungen zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die
allgemeinen Grundlagen und Kriterien fur verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren
und festzulegen. Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen
Rahmenvertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cash-
management bei der Senatorin fir Finanzen berucksichtigt sind. Auf die Kredit-
ermachtigung sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von Erméachtigungen
friherer Haushaltsgesetze aufgenommen sind.

(3) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen
Kapitalmarktverhaltnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann die Senatorin fur Finanzen auch
erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungs-,
Liquiditats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung glnstiger Konditionen und
ahnlichen Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschluss-
finanzierungen fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die HOochstgrenze fur derartige
Vereinbarungen ist auf den doppelten Betrag des in Absatz 1 Nummer 1 genannten
Betrages begrenzt. Bei Pramieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe Uber
5 vom Hundert des veranschlagten Betrages flr Zinsausgaben hinausgehen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

§14

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir Baumalinahmen
gelten als entsperrt.
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(2) In Hohe der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungserméchtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des 8§ 22 der Landeshaus-
haltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungs-
erméchtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht
abgedeckt werden kdnnen, gelten fort.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte
Ausgaben zu sperren,

2. in Hohe vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im Rah-
men von Deckungsmoglichkeiten einschlief3lich damit verbundener oder flr
sich erforderliche Veréanderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem
Stellenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen. Dies schliefl3t die
Erméachtigung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von
8 6 Absatz 1 Nummer 3 mit produktplanibergreifendem Ausgleich innerhalb
einer Dienststelle unbeachtlich der Besoldungs-/Entlohnungsgrenzen des § 6
Absatz 1 Nummer 3 vorzunehmen,

4. (Uber- bzw. auRerplanméafige Verpflichtungsermachtigungen bis zu 500 000
Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des nachstjahrigen
Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

5. die Sperre fur alle Ausgaben und Verpflichtungserméachtigungen fir Baumal3-
nahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,

6. Anzahl und Struktur der Stellen fir Auszubildende an die beschlossene und
finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

7. innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach 8 4 Absatz 2 ausgenomme-
nen Ausgaben der Gruppe 441 und den fur die Nachversicherung ausgeschie-
dener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplanibergreifend
einen Ausgleich vorzunehmen,

8. zu Nachbewilligungen aus Grinden der Liquiditatssteuerung der Investitions-
ausgaben im Rahmen beschlossener MaRnahmen und Mittel. Die Ermé&chti-
gung qilt ebenfalls fir die Erteilung von tber- und aul3erplanmafigen Verpflich-
tungsermachtigungen, die im Rahmen der Liquiditatssteuerung notwendig
sind. Uber die Inanspruchnahme dieser Ermachtigungen ist dem Haushalts-
und Finanzausschuss quartalsweise zu berichten.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht
erzielt werden, sind die Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen
oder Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Die Senatorin flir Finanzen
wird erméchtigt, das Verfahren zu regeln.
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(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, aul3er bei
Kreditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mal3gabe der von der
Senatorin fir Finanzen einzurichtenden Titel Uber- oder aul3erplanmallig geleistet
werden.

(7) Bei der Nutzungsuberlassung von Grundstiicken und Grundstucksteilen darf
mit Zustimmung der Senatorin fr Finanzen von den Vorschriften des 8 63 Absatz 5
in Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fiir die genehmigte private Nutzung von
Geraten und Einrichtungen durfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets
erfolgen. Zur Sicherstellung einer gleichmafigen Gewéahrung von Pramien und
Zulagen kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, im Falle aul3erordentlicher
Inanspruchnahme in Haftpflichtfallen, die nicht aus in der Haushaltsstelle
3992/681 50-0, Schadenersatzleistungen bei Haftpflichtfallen, veranschlagten Mitteln
finanziert werden kann, bis zur Endabrechnung tiber den Haftpflichtschadenaus-
gleich der deutschen Grol3stadte vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im
Rahmen der Ermachtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten nach 8 13 Absatz 2 zu
finanzieren sind.

(11) Der Senat wird ermé&chtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der Hohe
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der end-
gultigen Regelung zu stellen.

(12) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auRerhaushaltsmafiiges Konto gemal § 10 Absatz 5 darf die
Senatorin fir Finanzen dort entsprechende Stellen - auch tUber Besoldungsgruppe A
15 hinaus - einrichten und auflésen.

(13) Mehrausgaben flr ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonderver-
maogens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag um
bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 12 Absatz 2 Nummer 8 zu
bestimmenden Betrag tiberschreiten, bedlrfen ausschlief3lich der Zustimmung des
Sondervermégensausschusses oder Betriebsausschusses.

§15

Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchfiihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten
Personen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die fur diesen Zweck notwendigen Daten-
bestande des Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.
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§16

Zuwendungsempfanger

Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Zuwendungen nach § 23 der
Landeshaushaltsordnung zur institutionellen Férderung darfen nur mit der Auflage
bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfanger seine Beschaftigten nicht besser
stellt als vergleichbare Beschéftigte der bremischen Verwaltung. Vorbehaltlich einer
abweichenden tarifvertraglichen Regelung dirfen deshalb keine gunstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie flr Beschaftigte der bremischen Verwaltung
jeweils vorgesehen sind. Entsprechendes gilt fur Zuwendungen zur Projektférderung,
wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers Uberwiegend aus 6ffent-
lichen Mitteln finanziert werden. Die Senatorin fir Finanzen wird erméachtigt, ein
Regelwerk fur unabweisbare Ausnahmen zu erlassen.

§17

Burgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender Ho6he zu Gbernehmen:

1. zur Férderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,

2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Hohe von 103 000 000 Euro,

3. im Ubrigen bis zu 170 000 000 Euro,

4. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und
von Zuwendungsempfangern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
aus der Haftung fur Leihgaben im Bereich Kunst und Kultur bis zu 310 000 000
Euro;

die Senatorin fur Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 bis 4 an eine
Gesellschaft Ubertragen.

(2) Gewabhrleistungen, die nicht in Euro ibernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Hochstbetrag anzurechnen.

(3) Burgschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fur Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr tbernommen und zurtickgefuhrt worden sind, sind nicht auf
die Hochstbetrage anzurechnen. Das gilt auch fur Haftungstubernahmen gemalf der
Ermachtigung des Absatzes 1 Nummer 4.
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§18

Technische Erméachtigungen

Die Senatorin fur Finanzen wird erméachtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

§19

Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.
Bremen, den 17. Dezember 2013

Der Senat
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Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen(Stadtgemeinde)
fir das Haushaltsjahr 2015

Vom 17. Dezember 2013

Der Senat verkindet das nachstehende, von der Stadtblrgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

§1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2015 wird in Einnahme und Ausgabe
auf 3 246 374 140 Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf 315 790 000
Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Gesetz als Anlage beigefiigt.

(2) Das im Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2015 fir den Personalhaushalt
ausgewiesene Stellenvolumen wird auf 6 888 festgesetzt. Der Stellenindex betragt
1,29. Daneben werden fur

den Personalhaushalt 522,

die Betriebe nach § 26 der

Landeshaushaltsordnung 2 334,
die Anstalten des o6ffentlichen Rechts 813,
die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts 86

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fir den
Personalhaushalt 28 Stellenvolumen als temporare Personalmittel im Haushaltsjahr
2015 ausgewiesen.

§2
Produktgruppenhaushalt

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften des Haushaltsgrundsatze-
gesetzes und der Landeshaushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne von
§ 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbezogener Haushalt fiir das Land und
die Stadtgemeinde Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet den auf-
gabenbezogenen Budgets verbindliche Finanz-, Personal- und Leistungsziele in Art
und Umfang zu (Produktgruppenhaushalt).

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in Produktplane, Produktbereiche
und Produktgruppen.

(3) Fur den Vollzug des Produktgruppenhaushalts gelten die Ermachtigungen
dieses Gesetzes ausschliel3lich fur die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt der
Stadtgemeinde.
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83
Verantwortlichkeiten

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung einschlief3lich der Verantwor-
tung im Sinne von § 9 der Landeshaushaltsordnung fiir die Erledigung der Aufgaben
der bremischen Verwaltung werden zusammengefihrt. Fir die Verantwortungs-
ebenen Produktplan, Produktbereich und Produktgruppe sind die verantwortlichen
Personen der Senatorin fur Finanzen zu benennen.

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstellung und Versetzung von Beamten
und Richtern in den Dienst der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach
8§ 48 der Landeshaushaltsordnung wird von der Senatorin fur Finanzen auf die fur
einen Produktplan verantwortliche Person Ubertragen.

(3) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, weitere Verfahrensregelungen zu
treffen.

§4
Deckungsfahigkeiten

(1) Die Regelungen zur Deckungsfahigkeit der Mittel in § 20 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung werden fir das Haushaltsjahr 2015 aufgehoben.

(2) Auf der Grundlage von § 20 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung sind
innerhalb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1. die nicht tGbertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

2. die sonstigen nicht tbertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme
der Gruppe 441,

3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 988,

4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und die investiven Ausgaben der
Gruppe 988.

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 2 sind
diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist.

(4) Die Inanspruchnahme der Deckungsfahigkeit fir BaumalRnahmen der
Hauptgruppe 7 gilt nur fir nach § 36 in Verbindung mit § 54 der
Landeshaushaltsordnung freigegebene MalRhahmen, bei denen der Kostenrahmen
nicht Uberschritten wird. Gleiches gilt sinngemal} fir Zuschisse zu BaumalRnahmen,
die Uber die Hauptgruppe 8 oder die Gruppe 988 abgewickelt werden.
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§5

Investitionsausgaben

Im Sinne von Artikel 131a der Landesverfassung durfen die bei den Hauptgruppen
7 und 8 sowie bei der Gruppe 988 investiv veranschlagten Ausgaben grundsétzlich
nur far investive Zwecke im Sinne von 8§ 13 Absatz 3 Nummer 2 Satz 2 der Landes-
haushaltsordnung verausgabt werden. Etwaige Ausnahmen bedirfen des Einver-
nehmens mit der Senatorin fur Finanzen.

§6

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Personen, die fur eine Produktgruppe verantwortlich sind, werden
ermachtigt,

1.

innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppe 988 zulasten von Ausgaben der
Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988
nachzubewilligen,

alle Ubrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur H6he von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenommen hiervon sind
Nachbewilligungen

a) zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
b) zulasten der Gruppe 441,

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der
konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988,

innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmafigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fur den
offentlichen Dienst (TV-L und TVGOD), vorzunehmen, soweit das Finanz-
volumen der MaRnahme 100 000 Euro im Jahr nicht tiberschreitet. In allen
anderen Fallen ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und
Hebung von Planstellen und Stellen erméchtigten Haushalts- und Finanz-
ausschusses erforderlich. Die Ermachtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein,
Planstellen und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben
dauerhaft eingespart werden,

innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fir Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméachtigung gilt sinngemaln fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach 8 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des o6ffentlichen Rechts verantwort-
lich sind, soweit diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt
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gefuhrt werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Auf-
sichtsgremiums bleibt hiervon unbenommen.

(2) Die Personen, die fur einen Produktbereich verantwortlich sind, werden
ermachtigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Ho6he von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbe-
willigungen

1. zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988.

(3) Die Personen, die fur einen Produktplan verantwortlich sind, werden ermach-
tigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktplans bis zur Hohe von 100 000 Euro
im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988.

(4) Soweit im Rahmen der Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2,
Absatz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die tber die Ermachtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppentbergreifende sowie
produktbereichstibergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten
Mehreinnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.

(6) Fur produktgruppenubergreifende sowie produktbereichsubergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absatze 2 und 3. Dies schliel3t die Ermachtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden erméchtigt,
Sperren nach § 22 der Landeshaushaltsordnung gemalf} 8 36 der Landeshaus-
haltsordnung fir solche Baumal3nahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000
Euro nicht Gberschreiten.
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(8) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden ermachtigt,
veranschlagte Verpflichtungserméchtigungen fir in sich abgeschlossene Mal3-
nahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die
Abfinanzierung im Rahmen des nachstjahrigen Haushalts oder in der geltenden
Finanzplanung gesichert ist.

(9) Die Ermachtigungen nach den Absatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur,
soweit die Leistungsziele nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der
Absatze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die nach den Absatzen 1 bis 9
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

87
Planungssicherheit

(1) Aus Grunden der Planungssicherheit stehen fur den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppe 988) und fir den Bereich der investi-
ven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppe 988) fir den Gesamthaushalt
jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfigung. Der Senat wird ermachtigt, in
diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der Grundlage von Ver-
pflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte des Senats nach
8 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die Bewirtschaftungsmaflinahmen
nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 in Anspruch nimmt, ist
der Haushalts- und Finanzausschuss uber die sich daraus ergebenden Anpassungen
der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und Leistungsziele zu unter-
richten. Die Senatorin fur Finanzen wird erméchtigt, das ndhere Verfahren zu regeln.

§8
Ubertragbarkeiten

Nach 8§ 19 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe 441,
der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 flur Uber-
tragbar erklart. Die Ubertragbarkeit gilt nicht, sofern sie durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen ist. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum Aus-
gleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden
missen.
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§9
Rucklagenbildung

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht verbrauchten nicht Ubertragbaren
Personalausgaben sowie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Produktgruppe,
die nicht zum Ausgleich etwaiger Mindereinnahmen bzw. unabweisbarer Mehraus-
gaben innerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dirfen einer Ricklage
innerhalb eines Produktplanes zugefihrt werden. Die Feststellung der Hohe der
infrage kommenden Rucklagenzufuhrung bedarf nach Abstimmung mit der Senatorin
fur Finanzen der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, Gber die in Absatz 1
enthaltenen Regelungen hinaus weitergehenden Ricklagenbildungen zuzustimmen.

(3) Soweit fr einzelne Produktplane Ricklagen gebildet worden sind, dirfen
diese entsprechend den Regelungen des § 6 Absatz 3 fiir Zwecke des jeweiligen
Produktplanes genutzt werden. Die Verwendung dieser Mittel fiir die Einstellung
unbefristeten Personals ist nicht zulassig.

§ 10

Rucklage fur Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschéftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbezligen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter
Beschaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch die Senatorin fir Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den
Gruppen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschéftigung nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai
1998 (gultig bis 31. Dezember 2009), nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteil-
zeitregelungen fur altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus
dem Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Ruckstellungen der Anstalt zur Bildung
einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufthren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschaftigung abzufihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbeziige einschliel3lich der ggf. zustehenden anteiligen Sonderzahlung
und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschéaftigten 14,29 vom Hundert
des Arbeitnehmer/innenbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grundséatzlich auch
bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abordnung im
Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende Verbuchung
der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist sicherzu-
stellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen der Stadtgemeinde fur
die bei ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei
Beamten und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige ein-
schlie3lich der ggf. zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhelohnanwart-
schaftsberechtigten Tarifbeschaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeitnehmer/innen-
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bruttos. Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschaftigten vom Haushalt
getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und landeribergreifenden Dienstherrnwechseln
(Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der
diesbezuglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende
Mehreinnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt fur
Versorgungsvorsorge abgefihrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wéhrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Riickstellung zum anteili-
gen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt flr Versorgungsvorsorge
zuzufuhren. Dies gilt fur alle Altersteilzeitfalle nach § 63 des Bremischen Beamten-
gesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fur &altere
Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeitgesetzes,
denen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Ausgleich der
Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei der Anstalt
zur Bildung einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen
im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein au3erhaushaltsmafiges
Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase gebucht werden,
zuruckgefuhrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, das nahere Verfahren zu regein.

§11

Unterjahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermdgen nach 8§ 26 der Landeshaushaltsordnung

(1) Ziel des unterjahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei Abwei-
chungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaflinahmen einzuleiten und Vorschlage zur
Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den
Ebenen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktplane sowie fir die
Betriebe, sonstigen Sondervermogen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger
periodisch Berichte vorzulegen. Fir den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Abséatzen 1 und 2 unberthrt. Der Haushalts-
und Finanzausschuss wird erméchtigt, zum Vollzug der Wirtschaftsplane der
Betriebe und sonstigen Sondervermdgen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung
das nahere Verfahren zu regein.
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(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die zur Realisierung eines alle
Einrichtungen der Stadtgemeinde umfassenden Personalmanagements
und -controllings erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalver-
waltung und Management) zu verarbeiten. Dies schliel3t die der Budgetierung
zugrunde liegenden Daten, Daten Uber krankheitsbedingte Fehlzeiten, zum Arbeits-
schutz und nach dem Landesgleichstellungsgesetz sowie zur Abwicklung der Alters-
teilzeitregelung gemal § 10 Absatz 5 ein. Hierzu gehort auch die Unterstitzung des
dezentralen Personalcontrollings und der dezentralen Personal- und Stellenverwal-
tung einschliel3lich Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genannten Einrichtun-
gen der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten im
Rahmen des Datenbanksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfiigung
stehen, sind verpflichtet, der Senatorin flr Finanzen diese periodisch und automati-
siert zur Verfigung zu stellen. Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die hierzu
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
bis 3 unberihrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, zur Berechnung von Pensionsrick-
stellungen und ahnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die daftr
notwendigen Daten aus den Verfahren PuMa / KIDICAP unter Beriicksichtigung
datenschutzrechtlicher Vorschriften zu verarbeiten. Dies schliel3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an fir die Durchfiihrung der Berechnung der Pensionsriick-
stellungen beauftragte Dritte ein.

§12

Sonstige Erméachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, wesentliche Anderun-
gen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschliel3en.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird dartiber hinaus erméchtigt,

1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmadglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschliel3en,

2. anstelle veranschlagter Verpflichtungserméachtigungen andere (tber- oder
aulRerplanméaRige) Verpflichtungserméchtigungen zu erteilen,

3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Féllen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

4. die erforderlichen Stellenplananderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus
a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,
b) etwaigen Anderungen des Bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,

c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.
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Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Bedarf ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschliel3t,

5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem
aufnehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu
schaffen und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr bendétigten Plan-
stellen und Stellen zu streichen,

6. alle mit der Griindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsmafRigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

7. Ausgabebeschrankungen unter Berlcksichtigung der Regelungen nach § 7
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann
insbesondere das den Ressorts zur Verfigung stehende Haushaltsvolumen
begrenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,

8. fur die Zustimmungsbedirftigkeit des Betriebsausschusses und der Burger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemalf § 18 Absatz 3
Satz 2 Bremisches Gesetz flr Eigenbetriebe und sonstige Sondervermégen
des Landes und der Stadtgemeinden (BremSVG), fur die Veranschlagung von
Anschaffungskosten gemal § 20 Absatz 1 Satz 3 BremSVG, fur die Inan-
spruchnahme von Verpflichtungsermachtigungen gemaf 8 20 Absatz 2 Satz 3
BremSVG und fir die Zustimmungsbeddrftigkeit der Blirgerschaft gemaf § 20
Absatz 6 Satz 1 BremSVG Betragsgrenzen festzusetzen. Eine Uberschreitung
dieser Betragsgrenzen bedarf jeweils der Zustimmung des Haushalts- und
Finanzausschusses,

9. Uber die Verwendung von Minderausgaben in Hohe von mehr als 1 000 000
Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer Unterschrei-
tung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen Sonderver-
maogens ergeben, zu entscheiden,

10. im Haushaltsplan veranschlagte Zuweisungen an bremische Sondervermdogen
als zur Selbstbewirtschaftung bestimmt im Sinne von 8 15 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung, d.h. zur Forderung einer sparsamen Bewirtschaf-
tung, auszuweisen, sofern es zur Einhaltung der in der Finanzplanung vorge-
gebenen Ziele zweckmalfiig oder notwendig ist und hierdurch eine sparsame
Mittelverwendung geférdert wird, ohne dass dadurch eine dauerhafte Ver-
schiebung von Mitteln zwischen Projekten ermoglicht wird. Nahere Verfahrens-
regelungen trifft der Haushalts- und Finanzausschuss.

(3) Die aufgrund der Ermachtigungen in 8 12 des Haushaltsgesetzes der Freien
Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) fir das Haushaltsjahr 2014 durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss beschlossenen Stellenplananderungen und die fir das
Haushaltsjahr 2014 ohne Befristung bewilligten Stellen gelten auch fur das Haus-
haltsjahr 2015.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird erméachtigt, die Deckungsfahig-
keiten nach § 4, die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Befugnis zur
Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungserméchtigungen nach § 6,
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die Ubertragbarkeiten nach § 8 sowie die Mdéglichkeit zur Riicklagenbildung nach § 9
gegebenenfalls im Einzelfall zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der
Personalhaushalte fur Produktplane gegebenenfalls

1. einen Befdrderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Rucknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschlie3en. Er kann die Personalhaushalte fir Produktpldne in Teilen oder in
Ganze zu Personaliiberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhéhende und
mobilitatsfordernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden
Personaleinsatz auszuschépfen sind.

§13

Kreditermachtigungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur Hohe von 962 383 440 Euro auf-
zunehmen,

2. Kredite zur Deckung von Darlehensprolongationen bestehender Schulden der
bremischen Sondervermdgen der Stadtgemeinde aufzunehmen, soweit im
jeweiligen Wirtschaftsplan hierfiir keine planmaRige Tilgung vorgesehen ist,

3. Kredite zur Tilgung von Schulden oder Besicherung von Derivaten, fir die
Ausgaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorgesehen sind, aufzunehmen,

4. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermachtigung des
nachsten Haushaltsjahres Kredite bis zur H6he von 6 vom Hundert des in § 1
Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Ausgabe aufzunehmen;
die danach aufgenommenen Kredite sind auf die Kreditermachtigungen des
nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(2) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu
8 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Aus-
gabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhdht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1. Zur Umsetzung des zentralen Cash-
managements wird die Senatorin fur Finanzen nach Zustimmung durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss fir den jeweiligen Einzelfall ermachtigt, Sondervermo-
gen, Eigenbetrieben, Stiftungen, Anstalten des 6ffentlichen Rechts sowie Eigen-
gesellschaften, die zuvor Teile der Gebietskdrperschaft der Freien Hansestadt
Bremen (Stadtgemeinde) waren oder deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushalts-
jahr 2015 verzinsliche Liquiditatshilfen unter Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte
Hoéhe zu gewahren. Der Haushalts- und Finanzausschuss wird erméchtigt, Rege-
lungen zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die
allgemeinen Grundlagen und Kriterien flr verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren
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und festzulegen. Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen
Rahmenvertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cash-
management bei der Senatorin fir Finanzen berucksichtigt sind. Auf die Kredit-
ermachtigung sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von Erméachtigungen
friherer Haushaltsgesetze aufgenommen sind.

(3) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen
Kapitalmarktverhaltnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann die Senatorin flr Finanzen auch
erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungs-,
Liquiditats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung gunstiger Konditionen und
ahnlichen Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschluss-
finanzierungen fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Hochstgrenze fur derartige
Vereinbarungen ist auf den doppelten Betrag des in Absatz 1 Nummer 1 genannten
Betrages begrenzt. Bei Pramieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe Uber
5 vom Hundert des veranschlagten Betrages flr Zinsausgaben hinausgehen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. Die Regelungen
dieses Absatzes gelten ab dem 1. Januar 2016 bis zur Verkiindung des Haushalts-
gesetzes 2016 fort.

8§14
Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben flir Baumalinahmen
gelten als entsperrt.

(2) In Ho6he der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungserméchtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des 8§ 22 der Landeshaus-
haltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kénnen, gelten fort.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte Aus-
gaben zu sperren,

2. in Hohe vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im Rah-
men von Deckungsmaoglichkeiten einschlie3lich damit verbundener oder fur
sich erforderliche Verdnderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem
Stellenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen. Dies schlief3t die
Ermachtigung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von
8 6 Absatz 1 Nummer 3 mit produktplaniibergreifendem Ausgleich innerhalb
einer Dienststelle unbeachtlich der Besoldungs-/ Entlohnungsgrenzen des 8§ 6
Absatz 1 Nummer 3 vorzunehmen,
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4. Uber- bzw. auRerplanméafiige Verpflichtungsermachtigungen bis zu 500 000
Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des nachstjahrigen
Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

5. die Sperre fur alle Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Baumal3-
nahmen nach 8§ 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,

6. Anzahl und Struktur der Stellen fiir Auszubildende an die beschlossene und
finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

7. innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach 8§ 4 Absatz 2 ausgenomme-
nen Ausgaben der Gruppe 441 und den fur die Nachversicherung ausgeschie-
dener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplantbergreifend
einen Ausgleich vorzunehmen,

8. zu Nachbewilligungen aus Grinden der Liquiditatssteuerung der Investitions-
ausgaben im Rahmen beschlossener Mal3hahmen und Mittel. Die Ermachti-
gung gilt ebenfalls fur die Erteilung von Gber- und au3erplanmafigen Verpflich-
tungsermachtigungen, die im Rahmen der Liquiditatssteuerung notwendig
sind. Uber die Inanspruchnahme dieser Ermachtigungen ist dem Haushalts-
und Finanzausschuss quartalsweise zu berichten.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht
erzielt werden, sind die Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen
oder Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Die Senatorin fir Finanzen
wird erméchtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, aul3er bei
Kreditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mal3gabe der von der
Senatorin fir Finanzen einzurichtenden Titel Uber- oder aul3erplanmaflig geleistet
werden.

(7) Bei der Nutzungsuberlassung von Grundstiicken und Grundstucksteilen darf
mit Zustimmung der Senatorin flr Finanzen von den Vorschriften des 8 63 Absatz 5
in Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fur die genehmigte private Nutzung von
Geraten und Einrichtungen dirfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets
erfolgen. Zur Sicherstellung einer gleichmafigen Gewéhrung von Pramien und
Zulagen kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, im Falle aul3erordentlicher
Inanspruchnahme in Haftpflichtfallen, die nicht aus in der Haushaltsstelle
3992/681 50-0, Schadenersatzleistungen bei Haftpflichtfallen, veranschlagten Mitteln
finanziert werden kann, bis zur Endabrechnung tber den Haftpflichtschadenaus-
gleich der deutschen Grol3stadte vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im
Rahmen der Ermachtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten nach 8§ 13 Absatz 2 zu
finanzieren sind.
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(11) Der Senat wird ermé&chtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der Hohe
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der end-
gultigen Regelung zu stellen.

(12) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auRerhaushaltsmafiiges Konto gemal § 10 Absatz 5 darf die
Senatorin fir Finanzen dort entsprechende Stellen - auch tUber Besoldungsgruppe A
15 hinaus - einrichten und auflésen.

(13) Mehrausgaben flr ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonderver-
maogens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag um
bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 12 Absatz 2 Nummer 8 zu
bestimmenden Betrag tiberschreiten, bedlrfen ausschlief3lich der Zustimmung des
Sondervermégensausschusses oder Betriebsausschusses.

§15
Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchfiihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten
Personen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungsrech-
nung sicher. Sie haben das Recht, die fur diesen Zweck notwendigen Datenbestéande
des Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.

§16

Zuwendungsempfanger

Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fur Zuwendungen nach § 23 der
Landeshaushaltsordnung zur institutionellen Férderung dirfen nur mit der Auflage
bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfanger seine Beschéftigten nicht besser
stellt als vergleichbare Beschéftigte der bremischen Verwaltung. Vorbehaltlich einer
abweichenden tarifvertraglichen Regelung dirfen deshalb keine gunstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie flr Beschaftigte der bremischen Verwaltung
jeweils vorgesehen sind. Entsprechendes gilt fur Zuwendungen zur Projektférderung,
wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers Uberwiegend aus 6ffent-
lichen Mitteln finanziert werden. Die Senatorin fir Finanzen wird erméachtigt, ein
Regelwerk fur unabweisbare Ausnahmen zu erlassen.

§17

Burgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender Hohe zu Gbernehmen:

1. zur Férderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,
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2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Hohe von 103 000 000 Euro,

3. im Ubrigen bis zu 170 000 000 Euro,

4. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und
von Zuwendungsempfangern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
aus der Haftung fur Leihgaben im Bereich Kunst und Kultur bis zu 310 000 000
Euro;

die Senatorin fur Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 bis 4 an eine
Gesellschaft Ubertragen.

(2) Gewabhrleistungen, die nicht in Euro ibernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Hochstbetrag anzurechnen.

(3) Burgschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fur Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr tbernommen und zurtickgefuhrt worden sind, sind nicht auf
die Hochstbetrage anzurechnen. Das gilt auch fur Haftungstubernahmen gemalf3 der
Ermachtigung des Absatzes 1 Nummer 4.

(4) Dartber hinaus wird die Senatorin fur Finanzen ermachtigt, ab dem 1. Januar
2016 bis zur Verkindung des Haushaltsgesetzes 2016 Birgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen bis zur Halfte der in Absatz 1 fur das Haushaltsjahr 2015
festgesetzten Hochstbetrage zu Gbernehmen.

§18

Technische Erméachtigungen

Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

§19

Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
Bremen, den 17. Dezember 2013

Der Senat
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ZUSAMMENSTELLUNG -EINNAHMEN- FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)
EINZEL- Anschlag Anschlag Anschlag Rechnung Rechnung
PLAN BEZEICHNUNG EUR EUR EUR EUR EUR
2015 2014 2013 2012 2011
1 2 3 4 5 6 7
Einnahmen
30 Birgerschaft, Senat, Inneres 33.374.310 32.998.210 28.569.390 38.902.080 36.818.731
31 Sport 453.000 449.000 405.660 748.198 670.704
32 Bildung, Kultur 411.162.870|  409.623.780(  401.159.370 397.943.126 385.336.194
33 Arbeit 92.780 117.200 127.500 137.937 200.607
34 Jugend und Soziales 352.123.890 344.695.740 308.126.900 297.973.846 268.253.081
35 Gesundheit 2.689.960 2.742.640 2.595.770 2.475.837 2.981.827|
36 Umwelt, Bau und Verkehr 29.004.520 28.516.520 29.312.510 44.094.469 35.143.424
37 Wirtschaft 9.959.410 9.732.560 14.050.430 20.976.131 9.524.605
38 Hafen 33.370.160 34.824.860 64.236.750 64.271.102 39.697.209
39 Finanzen 2.374.143.240| 1.985.306.170| 2.857.318.300| 2.792.716.604| 2.630.691.367
Summe der Einnahmen| 3.246.374.140| 2.849.006.680( 3.705.902.580| 3.660.239.330| 3.409.317.749
ZUSAMMENSTELLUNG -AUSGABEN- FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)
EINZEL - Anschlag Anschlag Anschlag Rechnung Rechnung
PLAN BEZEICHNUNG EUR EUR EUR EUR EUR
2015 2014 2013 2012 2011
1 2 3 4 5 6 7
Ausgaben
30 Birgerschaft, Senat, Inneres 96.382.850 96.747.520 92.718.570 101.001.108 100.210.230
31 Sport 19.247.750 18.886.170 14.279.480 18.067.757 15.588.675)
32 Bildung, Kultur 665.898.070 664.922.060 654.848.520 663.545.236 662.701.975
33 Arbeit 113.230 124.620 214.000 218.877 279.607|
34 Jugend und Soziales 946.488.180 930.819.510 877.466.250 858.616.553 822.401.735
35 Gesundheit 25.613.970 25.865.920 22.841.090 22.861.553 23.578.497|
36 Umwelt, Bau und Verkehr 202.847.520 204.099.840 207.497.670 223.071.176 226.785.327|
37 Wirtschaft 39.495.360 37.243.910 41.786.310 46.859.223 39.137.825
38 Hafen 104.918.650 108.493.060 120.868.140 122.555.168 107.556.775
39 Finanzen 1.145.368.560 761.804.070| 1.673.382.550| 1.603.442.678| 1.411.077.102
Summe der Ausgaben| 3.246.374.140| 2.849.006.680| 3.705.902.580( 3.660.239.330| 3.409.317.749
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FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

FINANZIERUNGSUBERSICHT 2014

l.  Ermittlung des Finanzierungssaldos -Mio. Euro-
1. Ausgaben 2.505,2
-ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zufihrungen an Rucklagen, Ausgaben zur Deckung
eines kassenmaligen Fehlbetrages sowie haushalts-
technische Erstattungen-
2. Einnahmen 2.207,5
-ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt,
Entnahmen aus Ricklagen, Einnahmen aus kassen-
maRigen Uberschiissen sowie haushaltstechnische
Erstattungen-
3. Finanzierungssaldo 297,7
. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 298,6
1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 630,0
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 331,4

2. Rucklagenbewegung A 0,9
2.1 Entnahmen aus Rucklagen 5,0
2.2 Zufihrungen an Rucklagen 5,9

3. Abwicklung der Vorjahre 0,0
3.1 Einnahmen aus Uberschiissen 0,0
3.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbetragen 0,0

4. Haushaltstechnische Erstattungen 0,0
4.1 Einnahmenseite 6,5
4.2 Ausgabenseite 6,5

5. Finanzierungssaldo (Summe 1 bis 4) 297,7

Abweichungen in den Summen durch Runden
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FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

KREDITFINANZIERUNGSPLAN 2014

-Mio. Euro-
l.  Kredite am Kreditmarkt
1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 630,0
2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 331,4
3. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 298,6
Il. Kredite im 6ffentlichen Bereich
1. Einnahmen aus Krediten aus dem offentlichen Bereich 0,0

2. Ausgaben zur Schuldentilgung im 6ffentlichen Bereich 0,0
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FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

FINANZIERUNGSUBERSICHT 2015
I.  Ermittlung des Finanzierungssaldos -Mio. Euro-
1. Ausgaben 2.467,5
-ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zufuihrungen an Rucklagen, Ausgaben zur Deckung
eines kassenmaligen Fehlbetrages sowie haushalts-
technische Erstattungen-
2. Einnahmen 2.272,4
-ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt,
Entnahmen aus Ricklagen, Einnahmen aus kassen-
maRigen Uberschiissen sowie haushaltstechnische
Erstattungen-
3. Finanzierungssaldo 195,1
. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 196,0
1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 962,4
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 766,4

2. Rucklagenbewegung A 0,9
2.1 Entnahmen aus Rucklagen 5,0
2.2 Zufihrungen an Rucklagen 5,9

3. Abwicklung der Vorjahre 0,0
3.1 Einnahmen aus Uberschiissen 0,0
3.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbetragen 0,0

4. Haushaltstechnische Erstattungen 0,0
4.1 Einnahmenseite 6,6
4.2 Ausgabenseite 6,6

5. Finanzierungssaldo (Summe 1 bis 4) 195,1

Abweichungen in den Summen durch Runden
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FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

KREDITFINANZIERUNGSPLAN 2015

-Mio. Euro-

l.  Kredite am Kreditmarkt

1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 962,4

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 766,4

3. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 196,0
Il. Kredite im 6ffentlichen Bereich

1. Einnahmen aus Krediten aus dem offentlichen Bereich 0,0

2. Ausgaben zur Schuldentilgung im 6ffentlichen Bereich 0,0

& zreie J
ansestadt . .
\: Bremen Unterzeichner: Senatskanzlei Bremen
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	Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen(Stadtgemeinde)  für das Haushaltsjahr 2015
	Feststellungsklauseln
	Produktgruppenhaushalt
	Verantwortlichkeiten
	§ 4
	Deckungsfähigkeiten

	1. die nicht übertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441,
	3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988,
	4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und die investiven Ausgaben der Gruppe 988.
	Investitionsausgaben
	Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,  Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen

	1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven Ausgaben der Gruppe 988 zulasten von Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 nachzubewilligen,
	2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen
	a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	b) zulasten der Gruppe 441,
	c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988,

	3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des Stellenindexes Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifverträge für den öffentlichen Dienst (TV-L und...
	4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung Planstellen und Stellen für Tarifbeschäftigte in fachlich gebotener Menge und Struktur einzurichten. Die Ermächtigung gilt sinngemäß für die Personen, die für Betriebe der Fre...
	1. zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	2. zulasten der Gruppe 441,
	3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988.
	1. zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	2. zulasten der Gruppe 441,
	3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 988.
	Planungssicherheit
	Übertragbarkeiten
	Rücklagenbildung
	Rücklage für Versorgungsvorsorge
	Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/ Vollzug der Sondervermögen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung
	Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

	1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten im laufenden Haushaltsjahr zu beschließen,
	2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächtigungen andere (über- oder außerplanmäßige) Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen,
	3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,
	4. die erforderlichen Stellenplanänderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus
	a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts, die für die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,
	b) etwaigen Änderungen des Bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
	c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
	d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

	5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen und die in dem abgebenden Haushal...
	6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung verbundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vorzunehmen,
	7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichtigung der Regelungen nach § 7 festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann insbesondere das den Ressorts zur Verfügung stehende Haushaltsvolumen begrenzt und der Liquiditätsabfluss z...
	8. für die Zustimmungsbedürftigkeit des Betriebsausschusses und der Bürgerschaft zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen gemäß § 18 Absatz 3 Satz 2 Bremisches Gesetz für Eigenbetriebe und sonstige Sondervermögen des Landes und der Stadtgemeinden (Bre...
	9. über die Verwendung von Minderausgaben in Höhe von mehr als 1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen Sondervermögens ergeben, zu entschei...
	10. im Haushaltsplan veranschlagte Zuweisungen an bremische Sondervermögen als zur Selbstbewirtschaftung bestimmt im Sinne von § 15 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung, d.h. zur Förderung einer sparsamen Bewirtschaftung, auszuweisen, sofern es zur Ei...
	1. einen Beförderungsstopp,
	2. einen Einstellungsstopp,
	3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse
	Kreditermächtigungen
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